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DieStädteunddieKostenderArbeitslosenversicherung

DerStädtebundverlangtvonderRegierungdieFerderungdes
Slugversehns

ImHeuenMienerhathauswurdeheutesinesitzungdesGrossen
AusschussesdesStadtebundesabgehaltenin dergegendenPlanderBundes
regierungdemNationairateineGesetzesvorlagezuunterbreitendurchdie
enGemeindenfir aleaveckederarbeitsiosenversicherungeinwesentlich
höhererBeitragauferlegtwerdensoll als bisherStellunggenommenwur¬

usrährlienerörtertwurdeauchdieprageeinenBundessubventionfür
ugrssen.TagungvarvondenBargsemnetsbernallergrosensesage

beschiektEswarenauchalleParteirichtungenvertretenBürgermeister
SeltzarsopmanndesstkdtebundesbegrisssedieVersannlungundsetste
ursdenzweckderBinberurunssuseinender.

bräsidentlr-bannebergbesprachausrührlichdenmntpurfderBun¬
desregierungüberdieKostendeckungderarbeitslosenversicherungNach
diesemEntwurfwürdendieGemeinden,diebishervierProzentzumaufwand

rwachsens5,618.000Schillingausgegeben.InJahre1925istabereine
Sfelgerungaur3,065000SchillingeingetretenImJahre1926durfte ,
WennmandieErgebnissedererstenfünfMonatezurGrundlagenimmt,mit
einerAusgabevon11 ,620000Schillungzurechnensein ,wasgegenüber
demJahre192keinhundertprozentigeSteigerungergibt!

DievorgeschlageneEntschliessungwirdeinstimmigangenomnen
VizebürgermeisterPichler(Klagenfurt)berichtetausführlichüber

dieMöglichkeitendesösterreichischenFlugverkehrsundbeantragtfol¬
gendeEntschliessung:DerStädtebundmachtdieRegierungaufdieGes
fahr aufmerksam,dassOesterreichausdeminternationalenLuftverkehr
ausgeschaltetwirdumdaszuvermeidengistesnotwendig,dassderBund
ähnlichdenRegierungenandererStaatendenLurtrahrverkehrsubventio¬
niertundsichmitdenLändernundGemeindenüberdieErrichtungvon
PlugplätzeninsEinvernehmensetztDerstädtebundersuchtdaherdieBur
desregierungalle erforderlichenMassnahnenenebaldigstzutreffen .dacheinerkurzenausspracheandersichBürgermeisterDrPem¬
Dauer(Innsbruck)undBürgermeisterProfessorDr .nolsegger(Klagenfurt)
beteiligtenwurdeauchdieseResonutioneinhelligangenommen

Vizebürgermeisterhücklbeantragte,dassderStädtebundbei
derRegierungdieenalicheFestsetzungdesVerteilungsschiusseisfür
dieVermögensabgabedurchsetzenmöge.

EinegrössereAbordnungdesAusschussessprachdannimParla¬
derArbeitslosenversicherungleistenmussten ,mehrals elf Prozentzahlermentbei demBundesministerfür sozialeVerwaltungDr .Reschvor .Vize¬

DerReferentbeantragtefolgendeEntschliessung,diederRegie-bürgermeisterEmmerlingberichtetedemMinisterüberdieStellungnahmerunguberreichtmerdensoil¬ derösterreichischenStädtezudemgeplantenRegierungsentwurfüberdieDerGrosseAusschussdesStädtebundesstelltfest,dassdieschweKostendeckungderArbeitslosenversicherung .
BundesministerDrReschnahmdieEntschliessungentgegen,erklärreWirtschaftskrisesichvorallemindenStädtenauswirktVerminderte

EinnahmenundvermehrteAusgabeninfolgedergrossenunddauerndenAr -te jedoch,dassdieRegierungaufdemStandpunktstehe ,dasseineArbeits¬
losenunterstützungvonmehralsdreissigWocheneigentlichkeineAngelen¬beitslosgkeitsindständigeErscheinungen.

UntersolchenUmständenmussderStädtebundmitbesonderemNach-genheiteinerVersicherungsondernderArmenpflegeseinmüsse.Esseides-¬
druckhervorheben,dassjedeKürzungvonEinnahmenundjedeSteigerunghalbgerechtfertigtdieGemeindenzurLeistungheranzuziehen.

AndieseErklärungschlosssicheinelängereAussprachean ,inderAusgabendurchneueBundesgesetzebedenklicherscheint.
DerStädtebundmusssichdaher,insbesonderenachdenKürzungenderinsbesonderedieStädtevertreter,derenVerwaltungsgebietvonderAr-¬

derSteuererträgnissedurchHerabsetzunggemeinschaftlicherBundesabga-beitslosigkeitamstärkstenbetroffenist ,eineAufteilungderKostender
ben ,dagegenwenden,dassdieBundesregierungdieGemeindenzuerhöhtenArbeitslosenversicherungaufdieGesamtheitverlangten .BundesministerDrRescherklärte,dasserdieWünschederGemeindendemMinisterratvor¬AusgabenfürdieArbeitslosenversicherungheranziehenwill.

legenwerde.DerStädtebundteiltdenStandpunktwirtschaftlicherKreise,
DieAbordnungbegabsichnunzumBundesministerfürHandelunddassdiegrosseundchronischeArbeitslosigkeitalseinewirtschaftli¬

cheElemenbarkatastropheanzusehenistweshalbdieAllgemeinheitzurVerkehrDr.SchürffdemVizebürgermeisterEmmerlingdieEntschliessung
desAusschussesdesStädtebundesüberdieFlugverkehrsförderungüber¬KostendeckungherangezogenwerdenmussEswäreaberunbillig,geradedie

Gemeinden,diedurchdieArbeitslosogkeitamstärkstenbetroffensind ,inreichte.
BundesministerDr.Schürfferklärte,dasserderForderungderihrerdadurchhervorgerufenenNotlagenochstärkerzubelastenalsheute

Vielmehristanzustreben,dassdieLastenaufalleKreiseverteiltwerdelEntschliessungnachfinanziellerUnterstützungdesFlugverkehrsdurch
wasnir möglichist wenndieZuschüsse,dieausöffentlichenMittelnge -dieBundesregierungzustimme.DasMinisteriumhabebereitszweiGesetz¬

entwürfeausgearbeitet,diedieFörderungdesFlugverkehrsunddieSub¬gebenwerdensollenvomBundgetragenwerden.DerStädtebundsprichtsichdeshalbmitallerEntschieden-ventionierungvonFlugverkehrsgesellschaftennachdenzurückgelegtenKi-¬
heitgegendieVorlagederBundesregierungüberdieKostendeckungderiemeternbetreffen.DasKilometersubventionsgesetzkonnteaberdemNatiog
ArbeitslosenversicherungausEr ersuchtdie Bundesregierungunddie Parnalrat nochnicht vorgelegtwerden ,weildie BedeckungdesvomHandelsmi¬
teiendesNationalratesdieVorlagederArbeitslosenversicherungohneministeriumverlangtenKreditesvon650000SchillingimBundesbudget

nicht vorhandenist unddie Bundesfinanzverwaltungdiese Summeander¬NeubelastungderGemeindenzuordnen.ZudiesemReferatsprachenVizebürgermeisterPalka(Wiener-wärtsnichtzurVerfügunghatte.NichtsdestowenigerwerdendieBemühungen
Neustadt ) ,deraufdie grosseArbeitslosigkeitin Wiener-NeustadtverderRegierungdaraufgerichtetseinmöglichstbald- hoffentlichnoch
wies,diederGemeindeschonjetztgrosseLastenaufbürdeVizebürger-indiesemJahr- einebestimmteSummederSubventionierungvoninter
meister Pichler ( Klagenfurt ) erklärt ,Klagenfurt ,dass einen Abgangnationalen Flug erkehrslinien zuzuwenden .DasFlugverkehrsförderungsgesetvonzwanzigMilliardenaufweist,seinichtinderLagenocherhähteLei -KonntebishernichtdemNationalratunterbreitetwerden,weilgegendie

pånteUeberwälzungderKostenderArbeitslosenversicherungaufdieGe-derundGemeindenkeineAbgabenaufdenFlugverkehrlegendürfen,vonein
stungenzuertragenVizebürgermeisterRückl( Graz )führtaus ,dassdie ge -in diesemGesetzenthaltenenVerfassungsbestimmungen,nachdenendieLän¬

meindenderStadtGrazeineMehrausgabevonfünfMillkardenbringenwürzelnenLandesverwaltungenEinsprucherhobenwordenist .SobalddieseMei-¬
de .DieArbeitslosenversicherungseiSachedesBundes;eineBelastungdernungsverschiedenheitbeseitigtseinwird,werdederNationalratsichmit
Gemeindenist ungerecht.StadtratBreitnerteilt mit ,dassdieGemeindedieserVorlagebeschäftigen.
WiendurchdasgeplanteGesetzamschwerstengetroffenwerde.Wienhat e e e
imJahre192ufürUnterhaltsbeiträgeundeinmaligeUnterstützungenan


	[Seite]

